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(2) Die Gewerkschaften haben das Recht, über alle die 
Arbeite- und Lebensbedingungen der Werktätigen betreffen
den Fragen mit Staatsorganen, wirtschaftsleitenden Organen 
und Betriebsleitern Vereinbarungen abzuschließen.

(3) Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund übt durch die 
Arbeitsschutzinspektionen die Kontrolle über den Gesund- 
heits- und Arbeitsschutz in den Betrieben aus.

(4) Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund leitet die Sozial
versicherung der Arbeiter und Angestellten.

Gestaltung und Verwirklichung des Arbeitsrechts 

§9

(1) Der Ministerrat erläßt im Rahmen seiner Verantwortung 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen arbeits
rechtlichen Bestimmungen in Übereinstimmung mit dem 
Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes 
oder vereinbart sie mit ihm. Er sichert die Einbeziehung der 
Werktätigen und ihrer Gewerkschaften sowie der anderen 
gesellschaftlichen Organisationen in die Ausarbeitung und 
Verwirklichung der Rechtsvorschriften. Der Ministerrat analy
siert die Wirksamkeit des Arbeitsrechts und gewährleistet des
sen Übereinstimmung mit den Erfordernissen der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft.

(2) Der Ministerrat gewährleistet die strikte Verwirklichung 
des sozialistischen Arbeitsrechts durch die ihm unterstellten 
Staatsorgane, die wirtschaftsleitenden Organe und die Be
triebe.

§10

(1) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane haben gemeinsam mit den Zentralvorständen der 
Industriegewerkschaften und Gewerkschaften für die Werk
tätigen ihrer Verantwortungsbereiche die notwendigen arbeits
rechtlichen Bestimmungen in Rahmenkollektivverträgen zu 
vereinbaren.

(2) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats
organe sind berechtigt, in Übereinstimmung mit dem Bundes
vorstand des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes bzw. den 
Zentralvorständen der Industriegewerkschaften und Gewerk
schaften arbeitsrechtliche Bestimmungen, die über ihren Ver
antwortungsbereich hinaus gelten, zu erlassen, wenn das in 
Rechtsvorschriften vorgesehen ist oder sie durch den Minister
rat hierzu besonders beauftragt sind.

(3) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen 
Staatsorgane haben in Zusammenarbeit mit den Zentralvor
ständen der Industriegewerkschaften und Gewerkschaften die 
Übereinstimmung der Rahmenkollektivverträge und der von 
ihnen erlassenen arbeitsrechtlichen Bestimmungen mit den Er
fordernissen der gesellschaftlichen Entwicklung zu gewähr
leisten.

§11

Die zentralen Organe gesellschaftlicher Organisationen und 
sozialistischer Genossenschaften können mit den zuständigen 
Zentralvorständen der Industriegewerkschaften und Gewerk
schaften für die bei ihnen beschäftigten Werktätigen die not
wendigen arbeitsrechtlichen Bestimmungen in Rahmenkollek
tivverträgen vereinbaren. Anderen Organen und Einrichtun
gen kann diese Befugnis durch das für die Bestätigung und Regi
strierung von Rahmenkollektivverträgen zuständige zentrale 
Staatsorgan in Übereinstimmung mit dem zuständigen Zen
tralvorstand der Industriegewerkschaft bzw. Gewerkschaft er
teilt werden. .

§12

Die Betriebsleiter treffen gemeinsam mit den Betriebsge
werkschaftsleitungen entsprechend den betrieblichen Bedin
gungen die notwendigen arbeitsrechtlichen Regelungen, soweit 
das in diesem Gesetz und anderen Rechtsvorschriften ein
schließlich der Rahmenkollektivverträge vorgesehen ist. Die 
betrieblichen Regelungen müssen den Rechtsvorschriften ent
sprechen.

§13

Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats
organe, die örtlichen Räte, die Leiter der wirtschaftsleitenden 
Organe und die Betriebsleiter sichern in ihrem Verantwor
tungsbereich die Verwirklichung des Arbeitsrechts unter Mit
wirkung der Werktätigen und ihrer Gewerkschaften sowie der 
anderen gesellschaftlichen Organisationen. Sie haben zu ge
währleisten, daß die Leiter und leitenden Mitarbeiter in ihren 
Verantwortungsbereichen die zur Verwirklichung des Ar
beitsrechts erforderliche Qualifikation besitzen und die ar
beitsrechtlichen Bestimmungen den Werktätigen erläutert 
werden.

§14

Rahmenkollektivverträge

(1) In den Rahmenkollektivverträgen sind die besonderen 
Bestimmungen über den Arbeitslohn, die Arbeitszeit und den 
Erholungsurlaub sowie weitere arbeitsrechtliche Bestimmun
gen, insbesondere im Zusammenhang mit der Intensivierung 
der Produktion, für die Werktätigen der Zweige bzw. Bereiche 
der Volkswirtschaft, für bestimmte Personengruppen oder für 
bestimmte Gebiete zu vereinbaren.

(2) Die Rahmenkollektiwerträge einschließlich der Nach
träge werden mit der Bestätigung und Registrierung durch das 
zuständige zentrale Staatsorgan rechtswirksam. Sie treten mit 
dem Tag der Bestätigung und Registrierung in Kraft, soweit 
nichts anderes vereinbart ist, und gelten bis zum Inkrafttreten 
eines neuen Rahmenkollektivvertrages bzw. Nachtrages.

(3) Rahmenkollektiwerträge sind neu abzuschließen, wenn 
die Anwendung der in ihnen enthaltenen Bestimmungen durch 
Ergänzung, Änderung oder Aufhebung wesentlich beeinträch
tigt ist

(4) Die Minister und die Leiter der anderen zentralen Staats
organe, die zentralen Organe gesellschaftlicher Organisatio
nen und sozialistischer Genossenschaften und die zum Ab
schluß von Rahmenkollektivverträgen befugten Organe oder 
Einrichtungen haben die Rahmenkollektiwerträge einschließ
lich der Nachträge zu veröffentlichen. Sie sind den Gewerk
schaftsleitungen durch die Betriebe kostenlos zur Verfügung 
zu stellen. Sie müssen den Werktätigen zugänglich sein.

Geltungsbereich
§15

(1) Das Arbeitsgesetzbuch gilt für alle Arbeiter und Ange
stellten, einschließlich Heimarbeiter, und Lehrlinge (Werk
tätige) in den sozialistischen Betrieben. Es findet Anwendung 
auf die zwischen den Werktätigen und den sozialistischen Be
trieben durch Arbeits- oder Lehrvertrag, Berufung oder Wahl 
begründeten Arbeitsrechtsverhältnisse.

(2) Das Arbeitsgesetzbuch findet auch Anwendung auf die 
Arbeitsrechtsverhältnisse der Werktätigen in Betrieben und 
Einrichtungen anderer Eigentumsformen und auf Arbeits
rechtsverhältnisse, die zwischen Bürgern begründet werden, 
soweit dafür keine besonderen Rechtsvorschriften bestehen. 
Die Anordnung über die arbeitsrechtliche Stellung der in 
kirchlichen Einrichtungen beschäftigten Arbeiter und Ange
stellten vom 18. Januar 1958 wird nicht geändert.


